
Marcel  Luthe  (Freie  Wähler)
und  Thilo  Sarrazin  im
Strandbad Wannsee
BERLIN – Der frühere FDP-Abgeordnete Marcel Luthe, der jetzt
Berliner Spitzenkandidat für die Freien Wähler ist, zählt zu
den  bekanntesten  Gesichtern  der  Landespolitik.  Wenn  es  um
Freiheit und um Innere Sicherheit geht, wird seine Stimme auch
als  zeitweise  parlamentarischer  Einzelkämpfer  in  Berlin
gehört.

Heute Abend um 20 Uhr stellt Luthe sein Buch „Sanierungsfall
Berlin“  im  Strandbad  Wannsee  vor.  Veranstalter  ist  das
überparteiliche liberal-konservative „Forum Mittelstand“.

Am  Abend  soll  es  um  Themen  wie  den  Flughafen  BER,  der
angebliche Kampf gegen die organisierte Kriminalität und eine
dysfunktionale Verwaltung gehen. Die eigentliche Vorstellung
des Buches übernimmt der frühere Berliner Finanzsenato und
Bestsellerautor Thilo Sarrazin (,Foto, früher SPD).

Die Veranstaltung ist öffentlich. Eintritt wird nicht erhoben.
Einlass erfolgt unter Covid-19 bedingten Auflagen: Geimpft,
getestet oder genesen. Im Eingangsbereich hat bis 20 Uhr eine
Teststation  geöffnet.  Anhänger  im  Verfassungsschutzbericht
erwähnter  Organisationen  gleich  welche  Couleur  sind
unerwünscht. Es wird frühzeitiges Erscheinen empfohlen.

Das Strandbad Weißensee ist mit dem öffentlichen Nahverkehr am
besten über die Tramlinien M 4, M 13, M 12 – Haltestelle
„Weißer See“, die Tramlinie M 27 –  Haltestelle „Buschallee“
oder die Buslinien 156 und 255 – Haltestelle „Weißer See“ zu
erreichen. Autofahrer finden Parkmöglichkeiten in der Indira-
Gandhi-Straße, der Hansastraße sowie einen großen Parkplatz an
der Ecke der beiden Straßen.
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Marcel  Luthe  Spitzenkandidat
der Freien Wähler (FW) fürs
Abgeordnetenhaus
BERLIN  –  Der  ehemalige  FDP-Politiker  und  Innenexperte  im
Berliner  Abgeordnetenhaus,  Marcel  Luthe,   hat  eine  neue
politische  Heimat.  Der  Berliner  Landesverband  der  Freien
Wähler (FW) wählte Luthe am Samstagnachmittag auf den ersten
Platz der Landesliste für die Wahl zum Abgeordnetenhaus. Luthe
hatte  nach  einem  lang  andauernden  Streit  mit  dem  FDP-
Fraktionsvorsitzenden Sebastian Czaja erst die Fraktion und
dann auch die Partei verlassen.

 

 

GASTBEITRAG  MARCEL  LUTHE:
Kein „Failed State“ aber ein
Sanierungsfall
von MARCEL LUTHE, MdA

Ist  Berlin  ein  „Failed  State“,  fragte  mich  Klaus  Kelle
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kürzlich. Nachdem ich aus dem Lachen wieder herausgekommen
war, fand ich die Frage gar nicht mehr so unberechtigt.

Zunächst  einmal  kommt  es  –  wie  in  jeder  Debatte  zwischen
Bürgern  –  darauf  an,  Einigkeit  über  die  Begriffe  selbst
herzustellen. Der Urvater der deutschen Politolinguistik, der
ehemalige  CDU-Abgeordnete  Josef  Klein,  hat  mir  das  immer
wieder als typische Technik der Grünen angeführt: man nehme
einen  nach  allgemeinem  Konsens  aufgefüllten  Begriff,  höhle
diesen mit einem scharfen Löffel langsam, aber stetig aus und
fülle diesen mit einem neuen Inhalt.

„Liberalismus“ ist ein solches Beispiel. Oder auch „Soziale
Marktwirtschaft“. Wer sich die Mühe macht – wobei ich den Stil
auch heute noch sehr unterhaltsam finde – und Ludwig Erhards
„Wohlstand für alle“ liest, wird schnell feststellen, dass
dessen „Soziale Marktwirtschaft“ herzlich wenig mit dem zu tun
hat, was die meisten Menschen heute darunter verstehen. Die
heutige Wirtschaftsform der Bundesrepublik hätte Erhard als
Planwirtschaft  sozialistischer  Prägung  verstanden  –  mit
Aufweichungen in manchen Bereichen.

Insoweit  ist  auch  der  Begriff  des  „Failed  State“  nicht
eindeutig, denn diejenigen, die in souveränen Nationalstaaten
und deren Untergliederungen einen Garant von Freiheit, Frieden
und Wohlstand sehen, stellen andere Anforderungen an einen
Staat als diejenigen, die eine vollständige Nivellierung der
Verhältnisse  global  erreichen  wollen  oder  –  um  es  mit
Churchill zu sagen – die gleichmäßige Verteilung des Elends,
den Sozialismus.

Aus sozialistischer Sicht ist Berlin eine Erfolgsgeschichte:
durch  die  auch  über  den  Königsteiner  Schlüssel  hinaus
erfolgreich verlangte Zuweisung von Flüchtlingen ist es nicht
nur  gelungen,  die  Wohnungsknappheit  in  Berlin  massiv  zu
verstärken, sondern der Senat hat durch die Anmietung von
Privatwohnungen zum Zweck der Unterbringung von Flüchtlingen –
etwa eine möblierte 44-qm-Wohnung für 6.000 € monatlich –



zugleich erfolgreich die Preise für Wohnraum angeheizt. Diese
hausgemachte  Anhebung  der  Nachfrage  –  mit  praktisch
unbegrenzten finanziellen Mitteln – einerseits und die stetige
Verteuerung  von  Bauprojekten  durch  staatliche  Vorgaben  zur
Bauausführung  andererseits  führen  zu  einer  weiteren
Preissteigerung und damit dazu, dass immer mehr Angehörige der
Mittelschicht immer weiter verarmen und ebenfalls staatliche
Leistungsempfänger werden, während die Gutverdiener entweder
als „Immobilienhaie“ zum Feindbild stilisiert werden können
oder nach dem zweiten Brandanschlag auf ihr Auto Berlin gleich
ganz verlassen. So oder so entsteht, was für den Klassenkampf
notwendig  ist:  zwei  einander  feindselig  gegenüberstehende
Klassen.  Insoweit  ist  Berlin  kein  „Failed  State“  für
Sozialisten, denn er erodiert erfolgreich den Mittelstand.

Aber auch für Kapitalisten ist Berlin kein „Failed State“ –
vorausgesetzt, sie haben die richtigen Freunde im Senat. So
hatte der rot-rote Senat im Jahr 2004 erfolgreich landeseigene
Wohnungsbestände – so zum Beispiel 6.000 Wohnungen in Spandau
und Reinickendorf – an einen privaten Investor veräußert – für
immerhin rund 230 Millionen Euro. Und 2019 kaufte man dann
eben diese Wohnungen wieder zurück, um den bösen Miethai zu
bestrafen. Für etwa 930 Millionen Euro! Knapp 700 Millionen in
15 Jahren nur für das Halten eines Bestands – da kann man auch
als Kapitalist Berlin doch nur als Erfolgsprojekt sehen!

Es bleibt nur einer auf der Strecke: der eingangs von mir
erwähnte  Bürger  der  Mittelschicht,  denn  er  bezahlt  –  im
Gegensatz  zu  den  Transferleistungsempfängern  unter  und  den
klug beratenen Weltbürgern über ihm – mit einem immer größer
werdenden  Anteil  des  Staates  an  der  vom  Bürger
erwirtschafteten Leistung die Kapriolen, mit denen rot-rot-
grün ebenso wie rot-schwarz und rot-rot vor ihnen Freiheit,
Wettbewerb  und  Wirtschaft  vernichtet  und  Sozialismus
errichtet.

Für diese Bürger ist Berlin ein „Failed State“.



Aufgabe der Abgeordneten ist es, alle Bürger – den Souverän,
uns alle! – wahrheitsgemäß und vollständig anhand objektiver
Zahlen über die wahre Leistung der Regierung zu unterrichten
und  aufzudecken,  wo  und  für  wen  dieser  Staat  aktuell
scheitert.

In  den  vergangenen  viereinhalb  Jahren  habe  ich  dies  mit
zahlreichen  Anfragen  an  den  Senat  getan  und  musste
feststellen,  dass  praktisch  in  jedem  Politikfeld  Berlin  –
stets aus Sicht des mittelständischen Bürgers – gescheitert
ist.

Diese Geschichten – manche würden von Skandalen sprechen –
gehen meist deutlicher tiefer und sind vielschichtiger, als es
sich  auf  bestenfalls  einer  Zeitungs-  oder  Magazinseite
darstellen  lässt.  Und  jede  einzelne  wäre  in  einem
funktionierenden  Staat  nicht  möglich  gewesen,  hätte  aber
zumindest die Justiz und Opposition mit aller Entschlossenheit
auf den Plan gerufen. In Berlin erntet man damit in diesen
Kreisen bestenfalls ein müdes Schulterzucken.

Die Mittel, Berlin wieder auf den richtigen Kurs zu bringen,
sind aber vorhanden. Sie müssen nur von engagierten, freien
Abgeordneten und ihren ebenso freien und souveränen Wählern
angewendet werden.

Berlin  ist  also  nicht  vollkommen  gescheitert,  sondern  –
positiv gesehen – ein Sanierungsfall.

Marcel Luthe ist Mitglied des Berliner Abgeordnetenhauses.



Luthe rechnet mit der FDP ab
und tritt aus
„Mir  ist  dieser  Schritt  sehr  schwer  gefallen,  aber  als
Liberaler sehe ich in einer Partei, die sich zunehmend als zu
verkaufende Marke und nicht als Wertegemeinschaft sieht, keine
politische Heimat mehr.“

BERLIN – Der nach seinem Ausschluss aus der FDP-Fraktion im
Abgeordnetenhaus nun auch selbst aus der Partei ausgetretene
Abgeordnete Marcel Luthe (43) hat in einem dreiseitigen Brief
die Gründe zusammengefasst, aus denen er den Liberalen nach 20
Jahren jetzt den Rücken kehrt.

Das Schreiben hat es in sich.

„Liberalismus ist jedoch das Gegenteil von Beliebigkeit: das
klare, entschlossene Bekenntnis zur Freiheit als dem zentralen
Ausdruck der Menschenwürde“, scheibt der Innenpolitiker. Und
weiter: „Mir ist dieser Schritt sehr schwer gefallen, aber als
Liberaler sehe ich in einer Partei, die sich zunehmend als zu
verkaufende Marke und nicht als Wertegemeinschaft sieht, keine
Zukunft.“

Massive Kritik am Demo-Verbot
von  FDP  und  AfD  im
Abgeordnetenhaus
BERLIN  –  Das  Verbot  der  Großdemonstration  der  Initiative
Querdenken 711 am kommenden Wochenende schlägt hohe Wellen der
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Empörung  im  politischen  Berlin.  FDP  und  AfD  im
Abgeordnetenhaus  kritisierten  die  Entscheidung  des  rot-rot-
grünen Senats massiv. Sebastian Czaja, Vorsitzender der FDP-
Fraktion  sagte:  „Während  der  Berliner  Senat  versucht,  das
Versammlungsgesetz aufzuweichen und sogar die Vermummung des
,Schwarzen Blocks‘ erlauben will, verbietet der Innensenator
eine – unbestritten fragwürdige – Veranstaltung, die nicht in
die politische Agenda passt.“

Der jüngst aus der FDP ausgeschlossene Innenpolitiker Marcel
Luthe  war  Innensenator  Andreas  Geisel  (SPD)  vor,  „auf
Eskalation und Spaltung“ zu setzen. der Senat habe sich in der
Vergangenheit nicht in der Lage gesehen, den antisemitischen
„Al-Quds-Marsch“  mit  unverholenem  Israel-  und  Judenhass  zu
verbieten,  der  „erfahrungsgemäß  in  schweren  Straftaten“
gemündet sei.

Nun  wolle  man  wegen  zu  erwartender  Verstößte  eine  „eine
Demonstration zu einem zentralen politischen Thema verbieten“.
Luthe  weiter:  „Ich  kann  mir  nicht  vorstellen,  dass  diese
Willkür vor den Gerichten Bestand hat.“

Der Senat habe „eine Grenze überschritten“, kritisierte der
AfD-Fraktionsvorsitzende Georg Pazderski die Entscheidung des
Senats.  Wörtlich:  „Ein  Verbot  der  Demonstration  ist
unverhältnismäßig  und  in  keiner  Weise  gerechtigt“.

Von der CDU-Fraktion lag uns bis zum nachmittag zum Thema noch
keine Erklärung vor.

 

 

 



FDP-Fraktion  schmeißt  Luthe
raus: Ecken und Kanten nicht
gefragt
von KLAUS KELLE

BERLIN – Die FDP-Fraktion im Berliner Abgeordnetenhaus hat
ihren  Kollegen  Marcel  Luthe  einstimmig  ausgeschlossen.  Der
Beschluss  fiel  auf  einer  Sondersitzung  der  Fraktion.
Fraktionschef Sebastian Czaja begründete die Entscheidung mit
einem „zerrütteten Vertrauensverhältnis“. Aber: Der Beschluss
sei allen nicht leicht gefallen. Toll!

Für  den  Betrachter  klingt  das  so,  als  habe  man  nichts
Konkretes gegen den Mann in der Hand, der wie kaum ein anderer
Landespolitiker in der Stadt bekannt war. Einer Stadt, deren
brave Bürger unter der hohen Kriminalität im Zusammenhang mit
dem totalen Versagen des rot-rot-grünen Senats leiden. Da gilt
einer  wie  Luthe,  innenpolitischer  Sprecher  der  Liberalen,
irgendwann als Nervensäge für die anderen blassen Kollegen.
Der  jetzt  –  mit  ausdrücklicher  Zustimmung  des  FDP-
Landesverbands – ausgeschlossene Unternehmer war u. a. durch
eine Flut von Anfragen zu Themen der Inneren Sicherheit bei
den  Berlinern  aufgefallen.  Er  gehörte  dem
Untersuchungsausschuss  zum  Terroranschlag  auf  dem
Breitscheidplatz  2016  an.

Luthe war Direktkandidat im Wahlkreis Grunewald. Dort holten
er  und  die  FDP  ihr  berlinweit  bestes  Erst-  und
Zweitstimmenergebnis.  Über  die  Liste  zog  er  2016  ins
Abgeordnetenhaus ein. Der 42-Jährige gründete den Verein Pro
Tegel,  der  ein  erfolgreiches  Volksbegehren  zum  Erhalt  des
Flughafens in Tegel initiierte.

Im April dieses Jahres hatte Luthe eine Organklage vor dem
Landesverfassungsgerichtshof  gegen  den  Berliner  Senat
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eingereicht. Deren Corona-Verordnung sei „widersprüchlich und
willkürlich“. In mehreren Punkten sei die Corona-Politik des
Senats nicht schlüssig, etwa wenn der Verkauf von Motorrädern,
nicht aber der Verkauf von Fahrrädern medizinisch bedenklich
sei.

Es  sind  in  vielen  Parteien  und  Fraktionen  überall  in
Deutschland genau diese Politiker, die für ihre Parteioberen
unerwünscht  sind.  Abgeordnete,  die  selbst  denken,  Fragen
stellen und mit eigenen Initiativen immer wieder diejenigen
nerven,  die  gemütlich  auf  dem  warmen  Parlamentariersofa
sitzen. Sie zwingen die Kollegen, ihren Job ernster zu nehmen,
sie  halten  ihnen  den  Spiegel  vor  und  fordern  die  anderen
heraus, ihre Positionen immer wieder neu zu überdenken. Und
weil das viele nicht wollen, kommt es dann leicht zu einem
„zerrüttenden Vertrauensverhältnis“.

Die FDP-Fraktion ist mit jetzt elf Mitgliedern die kleinste im
Parlament. Sie könnte deutlich größer sein, wenn sie Querköpfe
wie  Luthe  nicht  nur  ertragen,  sondern  in  seiner  Arbeit
unterstützen würden.

 

 

Immer mehr Polizeieinsätze in
Berlins Freibädern
BERLIN  –  Freuen  Sie  sich  über  die  hochsommerlichen
Temperaturen? Gehen Sie gern in eines der schönen Berliner
Freibäder? Vielen Berlinern ist die Freude inzwischen abhanden
gekommen. Der Grund: Zunehmende Gewalt.
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Der FDP-Abgeordnete Marcel Luthe hatte den Senat nach der Zahl
der  Polizeieinsätze  in  Berlins  Freibädern  gefragt  und
Erschreckendes  herausgefunden.  Allein  130  Mal  musste  die
Polizei im vergangenen Jahr im Columbiabad anrücken – doppelt
so häufig wie 2017 (67 Einsätze). 36 Mal mussten die Beamten
wegen  Diebstahls  anrücken,  aber  auch  14  Mal  wegen
Körperverletzung.  Und  dann  noch  Nötigung,  Beleidigung,
Drogenkonsum.

Hier finden Sie die Details der Anfrage.
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